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Zur Arbeit des Rechtsausschusses
der 32. Tagung der UN-Vollversammlung
Dr. GUNTER GÖRNER und Dr. ROLF MEISSNER, Berlin

Im 60. Jahr der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution 
wurden Verlauf und Ergebnisse der UN-Vollversammlung 
in besonderem Maße durch die initiativreiche Friedens­
politik der UdSSR und der anderen Staaten der sozialisti­
schen Gemeinschaft geprägt.

Auch im Rechtsausschuß konnte festgestellt werden, daß 
die Fortschritte im Entspannungsprozeß eine konstruktive 
Arbeitsatmosphäre gefördert haben, in der es möglich war, 
Ergebnisse zu erzielen, die zur Kodifikation und Weiter­
entwicklung des Völkerrechts und damit zur Stärkung des 
Völkerrechts als eines wichtigen Instruments der Entspan­
nung beitragen. An erster Stelle muß dabei der sowjetische 
Vorschlag, einen Weltvertrag über die Nichtanwendung 
von Gewalt in den internationalen Beziehungen abzuschlie­
ßen, genannt werden. Darüber hinaus konnten auch wei­
tere Fortschritte in der Kodifikationsarbeit der Völker­
rechtskommission und der Kommission für Internationales 
Handelsrecht verzeichnet werden. Diese Kommissionen tra­
gen neben dem Rechtsausschuß der UN-Vollversammlung 
eine besondere Verantwortung für die progressive Weiter­
entwicklung des Völkerrechts.

Im folgenden sollen die Schwerpunkte der Arbeit des 
Rechtsausschusses der 32. UN-Vollversammlung kurz dar­
gestellt werden.*

Bildung eines UN-Sonderausschusses
zur Ausarbeitung eines Gewaltverzichtsvertrags

Seitdem im Jahre 1976 von der Regierung der UdSSR der 
Vorschlag zum Abschluß eines Weltvertrags über die Nicht­
anwendung von Gewalt in den internationalen Beziehun­
gen unterbreitet wurde, hat die große Mehrheit der UN- 
Mitgliedstaaten durch schriftliche Stellungnahmen an den 
UN-Generalsekretär oder durch Erklärungen ihrer Reprä­
sentanten auf den Tagungen der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen ihre Meinung zu diesem Vorschlag ge­
äußert. Dieses breite Echo verwundert niemanden, denn 
die gegenwärtige Entwicklung der internationalen Bezie­
hungen bietet günstige Bedingungen dafür, universelle und 
effektive Maßnahmen zur Durchsetzung des Grundsatzes 
zu vereinbaren, wonach sich die Staaten in ihren inter­
nationalen Beziehungen der Androhung oder Anwendung 
von Gewalt gegen die territoriale Integrität oder politische 
Unabhängigkeit eines anderen Staates zu enthalten ha­
ben.

Die Repräsentanten der Staaten der sozialistischen Ge­
meinschaft, der großen Mehrheit der national befreiten 
Staaten Asiens, Afrikas und Lateinamerikas sowie einer

Reihe kapitalistischer Staaten setzten sich deshalb im Ple­
num bzw. im Politischen Ausschuß und im Rechtsausschuß 
der UN-Vollversammlung für die baldige Ausarbeitung 
eines weltweiten Gewaltverzichtsvertrags ein.

Der Delegierte der UdSSR wies überzeugend nach, daß 
der Abschluß eines solchen Vertrags die Verantwortung 
aller Vertragsteilnehmer erhöhen wird, das Gewaltverbot 
strikt einzuhalten, und daß dadurch der Anwendungsbe­
reich dieses Verbots in der Praxis erweitert wird. Indem 
die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen die Festlegun­
gen des Art. 2 Abs. 4 der UN-Charta unter Berücksichti­
gung der gegenwärtigen internationalen Lage und des 
Standes der technologischen Entwicklung in einem Vertrag 
verankern, würden sie einer traditionellen Praxis folgen, 
nach der die allgemeinen Prinzipien der UN-Charta in 
multilaterale Verträge und Konventionen aufgenommen 
worden sind.1

Der Delegierte der DDR unterstrich, daß die Konkreti­
sierung und Weiterentwicklung des Grundsatzes der Nicht­
anwendung von Gewalt in internationalen Beziehungen 
nicht nur realistisch und zeitgemäß, sondern auch dringend 
erforderlich ist. Er erklärte u. a. :

„Seit Annahme der UN-Charta im Jahre 1945 haben 
bekanntlich mehr als 120 Kriege und militärische Ausein­
andersetzungen zwischen den verschiedenen Staaten statt­
gefunden. Die Zusammenfassung der bereits bestehenden 
bilateralen und multilateralen Vereinbarungen über das 
Verbot der Gewaltanwendung in den internationalen Be­
ziehungen sowie die Ergänzung und Präzisierung dieses 
Grundsatzes der Charta würde zweifellos zu einer weite­
ren Gesundung des internationalen Klimas, zur Festigung 
des Vertrauens zwischen den Staaten und folglich zur 
Schaffung von Voraussetzungen für echte Schritte auf dem 
Gebiet der Abrüstung beitragen. Durch die weitere Aus­
gestaltung des Prinzips der Nichtanwendung von Gewalt 
in den internationalen Beziehungen und dessen organische 
Verbindung mit dem generellen Verbot der Anwendung 
aller Arten von Waffen einschließlich der Kernwaffen und 
anderen Formen von Massenvernichtungswaffen in einem 
Weltvertrag würde ein bedeutsames internationales Instru­
ment zur konsequenten Durchsetzung der Ziele und Prin­
zipien der UN-Charta geschaffen.

Damit die Ziele und Prinzipien der Charta, die die 
grundlegende Orientierung für das konkrete Handeln der 
Staaten einschließlich ihrer völkerrechtlichen Vertragspra­
xis enthalten, unter den sich verändernden internationalen 
Bedingungen exakt und mit größter Effektivität durchge­
setzt werden können, wurde den UN-Mitgliedstaaten im

Arbeiterklasse, Massenaktivität in der Übergangsperiode vom 
Kapitalismus zum Sozialismus in der DDK, von 1945 bis An­
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schaft 1977, Heft 10, S. 1239 ff.) wird die Entwicklung des sub­
jektiven Faktors weitgehend ohne den sozialistischen Staat 
abgehandelt.
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